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Zusammenfassung: Sozialwissenschaftliche Verwaltungsexperten haben den Reformdiskurs der neunziger Jahre häufig
als Anzeichen der Bedrohung ihrer Expertenschaft durch eine Verbetriebswirtschaftlichung des Verwaltens empfunden.
Anstatt der mit solchen Befürchtungen verbundenen Annahme einer Art Kontamination öffentlicher Verwaltungen
durch die Ambitionen eines externen Reformdiskurses zu folgen, untersucht die vorliegende Studie diesen Diskurs da-
raufhin, inwieweit er systematische Regelmäßigkeiten von Reformkommunikation offenbart. Die fortlaufende Unter-
scheidung von Ansprüchen und Wirklichkeiten des Verwaltens wird dabei als zentrales Ordnungsmerkmal von Reform-
kommunikation identifiziert. Anhand publizierter Reformkommunikation – Kommunikation von Reformkritik inbe-
griffen – wird gezeigt, wie der Reformdiskurs diese Unterscheidung operationalisiert und sich dabei als diskursive Ord-
nung ausdifferenziert. Die daraus resultierende Selektivität des Reformdiskurses der neunziger Jahre hat Reformkom-
munikation von Verwaltungskommunikation entkoppelt und Chancen einer Soziologisierung des vornehmlich rech-
nungstechnischen Reformgeschehens in Verwaltungsorganisationen weitgehend verdeckt. Soziologische Kommunika-
tion, so eine Schlussfolgerung, sollte ihrerseits stärker als bislang von Reformkommunikation entkoppelt werden.
1. Verbetriebswirtschaftlichung:
Zum Diskurs
Die Welle von Organisationsreformen, die den öf-
fentlichen Sektor Deutschlands im letzten Jahrzehnt
des 20. Jahrhunderts erfasst hatte, war für viele So-
zialwissenschaftler Ausdruck eines globalen Bedro-
hungsszenarios. Verwaltungsorganisationen schie-
nen sich weltweit mit ähnlichen Zumutungen
herumzuschlagen: „The values of economic prag-
matism and neoliberalism have now become the
normative framework within which the state or-
ganizes and carries out its functions“ (Baltondano
1997: 625; vgl. auch Farazmand 1994). Stand da-
mit die „Verbetriebswirtschaftlichung“ (Grunow
1995) des Verwaltens ins Haus, da zum ersten Mal
nicht Sozial-, Verwaltungs-, und Politikwissen-
schaftler, sondern stattdessen Betriebswirte und Un-
ternehmensberater die Wortführer einer Reformbe-
wegung stellten (Wollmann 1996: 23)?
Unstrittig ist aus heutiger Sicht zunächst einmal,
dass auch der deutsche Reformdiskurs seit Beginn
der neunziger Jahre viel stärker als bei früheren Re-
formunternehmen durch ökonomische Expertisen
und managementorientiertes Beratungsvokabular
geprägt wurde (vgl. Ellwein 1994: 59–82, Woll-
mann 1996: 12–18). Obwohl es spätestens seit den
sechziger Jahren eine Reihe bemerkenswerter An-
läufe zur Etablierung einer Betriebswirtschaftslehre
der öffentlichen Verwaltung gegeben hatte (vgl.
Laux 1993: 1085–1086, Luhmann 1965), boten
Betriebswirte ihre Organisationskompetenzen lange
Zeit vergeblich im öffentlichen Sektor an (Röber
1996: 98) und nahmen sich dementsprechend –
wohl zurecht – als verwaltungspraktische Außensei-
ter wahr (so z.B. Schwantag 1953: 151). Nun schien
ihre Expertise ganz im Gegensatz dazu juristischen,
sozial- und politikwissenschaftlichen Kompetenzen
vorgezogen zu werden (Budäus 1994: 33, Brüg-
gemeier 1998: 15). Verwaltungsorganisationen soll-
ten ihre Aktivitäten als Dienstleistungsproduktion,
ihre Klientel als Kunden und sich selbst als Unter-
nehmen begreifen (Banner 1991). Wer konnte ihnen
dabei zur Seite stehen, wenn nicht die Betriebswirte?
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Für die Mehrzahl sozialwissenschaftlicher Ver-
waltungsexperten erinnern diese Reformansprüche
bis heute an altbekannte Rationalisierungsparolen,
und es entspricht ihren Erfahrungen, dies als Alarm-
signal zu begreifen (z.B. Boeßenecker 1995). Zeigt
sich hier nicht eine „gestalterische Überlegungen
mehr und mehr verdrängende politische Obsession
mit finanziellen Problemen“ (Mayntz 1997: 73)?
Obwohl die These einer drohenden Kontamination
öffentlicher Organisationen durch neoliberale Re-
formdiskurse von Sozialwissenschaftlern schon bei-
nahe routinemäßig reproduziert wird (z.B. Sosteric
et al. 1998), ist doch unklar, wie man sich Ablauf
und Krankheitsbild einer solchen Vergiftung vor-
zustellen hat. Denn tatsächlich fällt das soziologi-
sche Verständnis des bisherigen Reformgeschehens
bislang überaus mangelhaft aus. Gewiss mag man
eine inhaltliche Kohärenz zwischen dem internatio-
nalen „New Public Management“-Trend, dem Ziel
der Ökonomisierung von Verwaltungsorganisatio-
nen und den Kompetenzansprüchen der Betriebs-
wirtschaftslehre wahrnehmen (Schröter/Wollmann
1998: 59, Mayntz 1997: 65–66). Doch andererseits
scheint die Rolle betriebswirtschaftlicher Kom-
petenzen im Reformdiskurs, sowie ihr Verhältnis zu
eher sozialwissenschaftlich geprägten Experten-
schaften schon bei grober Inspektion wesentlich
differenzierter auszufallen, als es Annahmen einer
einseitigen und gleichsam imperialistischen Koloni-
sierung von Verwaltungskompetenzen nahe legen
wollen. Bedenkt man zudem das bei Organisations-
reformen bekanntermaßen prekäre Verhältnis zwi-
schen nach außen dargestellten Reformprämissen
und intern geläufigen Arbeitsgewohnheiten (Bruns-
son/Olsen 1993: 8f.), erscheint schon der Zusam-
menhang zwischen Reformdiskurs und tatsäch-
licher Verwaltungspraxis als unklar und wenigstens
erklärungsbedürftig (vgl. Luhmann 2000: 346).
Worin aber mag sich dann eine Ökonomisierung
der Verwaltungspraxis tatsächlich ausdrücken? In
der Veröffentlichung von Reformkommuniqués?
Der zunehmenden Einstellung von Betriebswirten?
Oder doch einer tatsächlichen Neuordnung verwal-
tungsinterner Arbeitsprozesse?
Auf solche Fragen wird man recht unterschiedliche
Antworten erhalten – je nachdem, ob man sich an
die Anwälte der Verwaltungsreformen oder ihre
Kritiker wendet. Aber vielleicht ist es für ein sozio-
logisches Verständnis des Reformdiskurses der
neunziger Jahre sowie seiner Inanspruchnahme von
Verwaltungswirklichkeit zunächst einmal sinnvoll,
den Reformdiskurs selbst als soziales Phänomen in
den Blick zu bekommen. Als solches stellt er eine
Menge von Aussagen dar, die man auf ihre regel-
mäßigen Eigenschaften untersuchen kann. Genau
dies versucht die vorliegende Studie. Als diskurs-
analytische Aufarbeitung des Reformdiskurses ver-
zichtet sie mit Blick auf den Zusammenhang zwi-
schen Reformdiskurs und Verwaltungspraxis auf
Kausalannahmen. Stattdessen beschränkt sie ihre
Erkenntnisinteressen auf die internen Ordnungs-
merkmale des Reformdiskurses und fragt, in wel-
cher Form dieser Diskurs auf Änderungen in der
Verwaltungsorganisation verweist, die er selbst als
real ausgibt.
Folgende diskursanalytische Prämissen liegen der
Untersuchung zugrunde:
1. Diskurse sind Mengen von Aussagen (Foucault
1973: 41f.). Begreift man diese Aussagen als
Kommunikationen, erschließen sich Möglichkeiten
einer im engeren Sinne soziologischen Diskursana-
lyse.
2. Der diskursive Bedeutungsgehalt von Aussagen
konstituiert sich aus deren Relationierung, d.h. ih-
rem Verhältnis untereinander (vgl. Foucault 1973:
41ff., 139ff.). Eine soziologische Diskursanalyse
wird in der Relationierung von Aussagen die Bil-
dung kommunikativer Ordnung erkennen. Diskur-
se erscheinen ihr dementsprechend als Prozesse der
Ordnung von Kommunikation durch Kommunika-
tion.
3. Diesen Prozessen der Ordnungsbildung lässt sich
nachgehen, indem man Diskurse als Interaktionen
auffasst, die sich anhand von Themen strukturien
(vgl. Luhmann 1984: 212ff., Coulthard 1985:
79–80, 85ff., Tomlin et al. 1997: 83ff., Schütz
1971: 56ff.). Themen strukturieren Kommunikatio-
nen nach diskursinternen Relevanzen und Bedeu-
tungsgehalten, relationieren Kommunikationen un-
tereinander und reproduzieren somit diskursive
Ordnung.
4. Diskurse als soziale Systeme zu begreifen, bietet
eine weitere Möglichkeit, diskursive Ordnung so-
ziologisch zu beschreiben. Geht man mit dem sozio-
logischen Systembegriff von einer vorrangigen
Selbstbezüglichkeit der Strukturierung von Kom-
munikationen durch Kommunikationen aus, wird
man einerseits nach der spezifischen Selektivität der
in Diskursen geordneten Kommunikationen fragen
(vgl. Luhmann 1984: 266ff.). Andererseits wird
man davon ausgehen, dass Diskurse ihren Umwelt-
bezug systematisch regulieren, z.B. indem ihre
Kommunikationen in wiederkehrenden Formen auf
eine Außenwelt verweisen, über die sie reden (vgl.
Luhmann 1996: 28f.).
Zentral für eine soziologische Diskursanalyse ist so-
mit insgesamt ein Verständnis von Inhalten, denn
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nur anhand der Inhalte von Aussagen können Rela-
tionen zwischen Kommunikationen, ihre Themen
und Verweisungsstrukturen erschlossen werden.
Am deutlichsten ähnelt eine soziologische Diskurs-
analyse deswegen einer semantischen Diskursanaly-
se in der Linguistik (vgl. van Dijk 1985). Dies be-
deutet auch, dass sich formale und inhaltsneutrale
Verfahren nur begrenzt eignen, diskursive Ordnun-
gen zu entdecken. Beispielsweise ergibt sich die dis-
kursinterne Bedeutung einer Aussage nicht alleine
durch die Häufigkeit ihrer Wiederholung, genau
wie auch die diskursinterne Reputation eines Au-
tors nicht alleine aus der Menge seiner Beiträge
oder deren Erwähnung durch andere folgt. Immer
bleibt entscheidend, wie sich Aussagen aufeinander
beziehen und welche inhaltlichen Verweisungen
sich in dieser Bezugnahme ausdrücken. Dieser Pri-
mat des Inhaltes legt einen explorativen, eher inkre-
mentalistischen Umgang mit dem Diskursmaterial
nahe, das es zu analysieren gilt.
Die vorliegende Arbeit macht nun den Reformdis-
kurs der neunziger Jahre zum Gegenstand einer so-
ziologischen Diskursanalyse. Ihr Datenmaterial be-
zieht diese aus konventionell, d.h. in Zeitschriften
und Büchern publizierten Beiträgen. Die Spezifik
des Materials liegt also in seiner Schriftlichkeit so-
wie in seiner Ausrichtung auf ein Fachpublikum
von Verwaltungswissenschaftlern (Sozial-, Politik-,
Wirtschafts- und Rechtswissenschaftlern) und
Verwaltungspraktikern (Verwaltungsbeamten, -an-
gestellten und Politikern).1 Die Auswahl des Text-
materials folgte zunächst pragmatisch der Pro-
minenz von Autoren, die aufgrund einer kleineren
Auswahl von Texten geschätzt wurde (vgl. Foucault
1991: 20ff.). Die Prominenz bestimmter Autoren
mag einerseits als Resultat ihres Publikations-
umfanges und der Einschlägigkeit ihrer Texte er-
scheinen – beides ließe sich quantitativ bestimmen
(z.B. durch Zitationsanalysen). Andererseits ist sie
doch maßgeblich dadurch geprägt, wer von wem,
wann, wo, in welcher Form und in welchem Zu-
sammenhang zitiert wird, was genau zitiert wird,
welche Autorität dem Zitat zugemessen wird, wie
stark dies die Reproduktion des Diskursthemas in
Mitleidenschaft zieht, usw. Auch die Auswahl des
Textmaterials konnte also keineswegs ohne Berück-
sichtigung von Textinhalten und diskursinternen
Verweisungsstrukturen erfolgen, sondern war not-
wendigerweise in die fortlaufende Exploration des
Materials eingebunden.2 Eine Auswahl von Texten
anhand eines quantitativen Verfahrens hätte dem
Forschungsprozess hingegen eine Linearität auf-
gebürdet, die den methodischen Anforderungen ei-
ner soziologischen Diskursanalyse nicht genügen
kann.
Der Reformdiskurs der neunziger Jahre wird hier
als Spezialfall einer diskursiven Ordnung von Re-
formkommunikation behandelt. Mit dieser Formu-
lierung soll nicht vorab eine besondere Qualität
von Reformkommunikation gegenüber anderen
Formen von Kommunikation angenommen wer-
den. Stattdessen möchte ich die Möglichkeit andeu-
ten, Reformdiskurse als besondere Klasse von
Diskursen einer systematischen soziologischen Un-
tersuchung zu unterziehen. Weitere Fallstudien wer-
den zeigen müssen, ob gemeinsame Merkmale von
Reformdiskursen dies letztendlich rechtfertigen
können. Zudem wird mit dem Begriff der Reform-
kommunikation gerade nicht diejenige Form von
Kommunikation angesprochen, die man während
einer Phase des Organisationswandels in öffent-
lichen Verwaltungen erwarten wird, obwohl sich
vielleicht auch für solche von lokal begrenzten Re-
formdiskursen ausgehen lässt. Doch für eine Ana-
lyse von deren Inhalten und Ordnungsmerkmalen
müsste man nicht in erster Linie auf publiziertes
Textmaterial, sondern wohl vor allem auf Einzel-
fallstudien vor Ort zurückgreifen, die sich mit dem
Organisationsalltag öffentlicher Verwaltungen un-
ter Reformbedingungen auseinandersetzen.3
Während sich der hier benutzte Zugriff auf den Re-
formdiskurs der neunziger Jahre also einerseits in
seinem Datenmaterial einschränkt, geht er in einer
anderen Hinsicht über das hinaus, was man aus ei-
nem Alltagsverständnis heraus als Reformkom-
munikation auffassen wird. Weil die Einheit des Re-
formdiskurses hier nicht in der Kommunikation
einer bestimmten Reformposition (etwa als Re-
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1 Die Schriftlichkeit des Materials spricht dabei m. E.
nicht gegen die Behandlung des Reformdiskurses als kom-
munikative Interaktion – man denke etwa an den kom-
munikativen und gleichzeitig ordnungsstiftenden Charak-
ter von Publikationen in der Wissenschaft (vgl. Stichweh
1987: 457ff.).
2 Letztendlich kamen so auch Autoren in den Blick, die
nicht zur ursprünglichen Auswahl der Diskursprominenz
zählten. Folgende Autoren finden im Anschluss besondere
Beachtung: Banner, Bogumil, Budäus, Grunow, König,
Laux, Lüder, Naschold, Reichard.
3 Vgl. Peters (2000) für eine ethnographische Fallstudie in
diesem Sinne. Für ein systematisches Verständnis verwal-
tungsinterner Reformkommunikation wären derartige
Fallstudien daraufhin zu befragen, inwieweit sie soziologi-
sche Erkenntnisse suggerieren, die über Einzelfallbeobach-
tungen von Reformprojekten hinausgehen. Es mangelt
hierfür bislang an vergleichenden und kumulativen ver-
waltungssoziologischen Studien.
formabsicht) vermutet wird, sondern in einem
Thema, das Kommunikationen diskursiv nach Re-
levanzen, Bedeutungsgehalten und eingenommenen
Sprecherpositionen strukturiert, wird Reformkritik
als immanenter Bestandteil des Reformdiskurses
behandelt. Reformkritik schließt an andere Re-
formkommunikationen an, schafft ihrerseits An-
schlussmöglichkeiten für weitere Reformkommuni-
kationen, leistet also, wie ich zu zeigen versuche,
einen gewichtigen Beitrag zur Reproduktion der
Ordnung des Reformdiskurses. Auch die These von
der Verbetriebswirtschaftlichung des Verwaltens
wird deswegen, obwohl sie sich häufig explizit ge-
gen den Reformdiskurs der neunziger Jahre wendet,
als Teil dieses Reformdiskurses erscheinen.
In der Darstellung des Materials wird im nächsten
Abschnitt zunächst die thematische Einheit des Re-
formdiskurses skizziert (2.). Dies legt die Grund-
lagen für ein Verständnis der weiteren Ausdifferen-
zierung von Reformkommunikation entlang dem
Diskursthema (3.) sowie für eine Einschätzung der
spezifischen Selektivität der daraus resultierenden
diskursiven Ordnung (4.). Schließlich werden die
Beobachtungen kurz zusammengefasst und hin-
sichtlich des Verhältnisses von Reformkommunika-
tion und Soziologie pointiert (5.).
2. Thematische Einheit und Kontingenz
2.1 Die thematische Einheit des Reformdiskurses
Bereits 1991 spricht Christopher Hood vom Auf-
stieg eines New Public Management „over the past
15 years“ als „one of the most striking internatio-
nal trends in public administration“ (1991: 3). Mit
diesem Globaltrend assoziiert Hood eine Reihe von
Verwaltungsmaximen, die sich auch ein Jahrzehnt
später bei beinahe allen Fürsprechern von Verwal-
tungsreformen wiederfinden: die Vorbildfunktion
privatwirtschaftlicher Managementstile, den Wunsch
nach höherer Effizienz von Arbeitsabläufen, die
Idee einer Steuerung durch Wettbewerb (Hood
1991: 4f.; vgl. Reichard 1993: 4f.). Gerald E. Cai-
den setzt den zeitlichen Horizont noch weiter an
und spricht von einer „folklore of administrative
reform, which has been universally accepted since
the 1960 s“ (Caiden 1994: 55).
Als wegweisende Weiterentwicklung des Reformka-
nons für die neunziger Jahre kann das Buch „Re-
inventing Government“ von Osborne und Gaebler
(1993) gelten, eine Veröffentlichung mit explizit
missionarischem Anspruch, geschrieben von zwei
Verwaltungspraktikern. Osborne und Gaebler prä-
sentieren dort einen Verwaltungswandel, der als
Trend bereits global sei (1993: 328) und sich nur
noch zum universell anerkannten Prinzip durchset-
zen müsse. Erster Adressat ist die amerikanische
Bürokratie: „We hope the vision we have laid out
will unlock the remaining gates – unleashing a pa-
radigm shift throughout American government,
from the smallest hamlet to the largest federal bure-
aucracy“ (S. 331). Tatsächlich findet dieser Appell
im politischen Establishment der USA eine rasante
Rezeption, die David Osborne schließlich die Feder-
führung im „National Performance Review“ ein-
bringt (vgl. Cohen/Eimicke 1995: 8, Wilson 1994:
670, Kamensky 1996). Und auch in ihrer weiteren
Verbreitung erweisen sich die von Osborne und
Gaebler formulierten „reinventing government“-
Prinzipien (Osborne/Gaebler 1993: 19f.) als sowohl
spezifisch genug, um als Neuerfindung durchzuge-
hen, als auch als hinreichend diffus, um ganz unter-
schiedliche Reformprojekte als Anwendungsfall
dieser Prinzipien ausgeben zu können (Kettl 1995:
11; vgl. etwa Worthley/Tsao 1999: 577 – für China
seit den achtziger Jahren!).4 Hier spiegeln sich die
von Hood beschriebenen Universalitätsansprüche
des New Public Management wider (Hood 1991:
8). Wenn Caiden schreibt, die „reform experiences
of the 1980 s confirmed more than ever that a cru-
sading spirit was still essential in administrative re-
form“ (Caiden 1991: 89), dann lässt sich im Buch
von Osborne und Gaebler die erfolgreiche Be-
schwörung dieses Geistes für die neunziger Jahre er-
kennen. „Reinventing Government (. . .) has be-
come something of a [New Public Management]
bible“ (Power 1999: 43).
Es wäre verfehlt, den deutschen Reformdiskurs le-
diglich aus dem Kontext der angloamerikanischen
Debatte oder gar aus der Rezeption der „Reinvent-
ing Government“-Thesen heraus verstehen zu wol-
len. Tatsächlich findet man im deutschen Reform-
lager verteilt durchaus auch Distanzierungen, etwa
wenn Christoph Reichard, neben Dietrich Budäus
einer der ersten Lehrstuhlinhaber für Public Ma-
nagement in Deutschland, das Buch von Osborne
und Gaebler als „typisches Beispiel für publizisti-
sche ‚Blüten‘“ aufführt (Reichard 1998: 55). Trotz-
dem wird dieses Werk auch in der deutschen Re-
formdiskussion und insbesondere in ihren älteren
Beiträgen immer wieder als Eckpfeiler für ein neues
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4 Hierin mag man bereits ein Indiz für die unten detaillier-
ter beschriebene Entkopplung von Reformdiskurs und
Verwaltungskommunikation erkennen. Ganz in diesem
Sinne äußern sich, speziell mit Blick auf das asiatische Re-
formgeschehen, Welch/Wong (1998: 42).
Verwaltungsparadigma angeführt (so auch bei
Reichard 1994: 36). Ganz generell gilt für den deut-
schen ebenso wie für den angloamerikanischen Dis-
kurs, dass es nicht Wissenschaftler, sondern Verwal-
tungspraktiker sind, die zuerst die für den
Reformdiskurs konstitutiven Reformansprüche ar-
tikulieren (Jann 1998a: 23). Dabei übernimmt die
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
vereinfachung (KGSt) mit ihrem Leiter Gerhard
Banner recht früh eine zentrale Stellung in der sich
bildenden Reformkoalition: „Durch ihre jahrzehn-
telange verdienstvolle Organisationsberatung (. . .)
mit einem großen fachlichen Vertrauensfundus weit
über die kommunale Szene hinaus ausgestattet, war
die KGSt wie kaum eine andere Institution geeig-
net, als Hebel, Kristallisationspunkt und Katalysa-
tor darin zu wirken, eine Diskurskoalition zwischen
(kommunalen) Praktikern und Wissenschaftlern zu
begründen“ (Wollmann 1996: 24). Ein Artikel Ger-
hard Banners (1991) gibt dem deutschen Reform-
diskurs der neunziger Jahre schließlich seine Initial-
zündung. Auch dort (wie schon bei Osborne und
Gaebler) wird eine Entwicklung beschrieben, von
der gesagt wird, dass sie an vielerorts bereits etab-
lierte Reformansprüche anschließe. Kommunalver-
waltungen orientierten sich zunehmend am Leitbild
des Dienstleistungsunternehmens, dieser Trend sei
lediglich zum Abschluss zu bringen: „Der hehre An-
spruch, Dienstleistungsunternehmen zu sein, ist al-
so erst teilweise eingelöst. Woran liegt das und wie
können wir weiterkommen?“ (Banner 1991: 6). Es
folgt eine kaum überblickbare Masse von Ver-
öffentlichungen.
Gemeinsam ist diesen Publikationen zumeist die
Annahme eines zehnjährigen deutschen Moderni-
sierungsrückstandes gegenüber der internationalen
Entwicklung (Reichard 1994: 23f., Naschold 1997:
89). Dieser Modernisierungsrückstand wird nicht
aus empirischen Daten über Leistungsrückstände
des öffentlichen Sektors abgeleitet (Brinckmann
1994: 177), sondern aus dem verpflichtenden Mo-
ment der Reformansprüche selbst, sowie der An-
nahme eines unhintergehbaren globalen Produktivi-
tätswettbewerbs öffentlicher Sektoren (Banner
1991: 11, Naschold 1994: 371), der die „nationale
Betriebsblindheit der deutschen Kommunalverwal-
tung“ unhaltbar mache (Banner 1993: 190). Der
Bezugsrahmen für diese Form der Thematisierung
von Verwaltungspraxis wird größtenteils aus dem
internationalen Diskurs übernommen. So wird die
Rede vom „Post-Bureaucratic Paradigm“ (Barzelay
1992, Barzelay/Armajani 1994) nachvollzogen, um
das Bürokratiemodell für grundsätzlich überholt zu
erklären (Reichard 1994: 34, 1995: 57ff.). Öko-
nomische Theorie soll nun die wissenschaftlichen
Grundlagen für ein kohärentes Verständnis von
Verwaltungsproblemen und Reformansprüchen lie-
fern (Budäus 1996: 240f.; vgl. Kettl 1997: 455, Rei-
chard 1993: 6,12).
Insgesamt aber schöpft der deutsche Reformdiskurs
trotz wiederkehrender Verweise auf das Potenzial
ökonomischer Theorie deren Analysemöglichkeiten
nicht annähernd aus. Hier meinen selbst die im Re-
formdiskurs exponierten Betriebswirte noch am En-
de der neunziger Jahre: „Die theoretische Durch-
dringung und Nutzung vorhandener Ansätze,
insbesondere der Institutionenökonomie für die Er-
klärung und Gestaltung der Modernisierung von
Staat und Verwaltung steht erst ganz am Anfang“
(Budäus/Finger 1999: 340). Problemdiagnosen, vor
deren Hintergrund sich Reformansprüche artikulie-
ren, werden überwiegend formlos generiert und
häufig als bekannt vorausgesetzt, z.B. bei Banners
allenthalben zitierter Rede von „bürokratischem
Zentralismus“ und „organisierter Unverantwort-
lichkeit“ (Banner 1991: 6f.). Konkreter adressierte
Vorwürfe richten sich typisch gegen rechtliche Re-
gularien des Verwaltungshandelns (z.B. Frey 1994:
32), um entsprechende Deregulierungsforderungen
anzuschließen (Reichard 1994: 83; vgl. Reznicek
1996: 74–78, Walsken 1995). Dabei wird betriebs-
wirtschaftliche Kompetenz gegen eine „einseitig
rechtswissenschaftliche Sichtweise der Verwaltung“
in Stellung gebracht (Reichard 1987: 4). Anstelle
ökonomischer Theoriebildung finden sich damit
Generalnachfragen nach betriebswirtschaftlicher
Expertise, um ein auf rechtliche Konditionierung
setzendes Bürokratiemodell durch das in Banners
(1991) Text als reale Anspruchslage präsentierte
Leitbild des Dienstleistungsunternehmens abzulö-
sen (Reichard 1994: 33ff.).
Insgesamt zeigt der deutsche Reformdiskurs damit
zumindest eine ganz zentrale Gemeinsamkeit mit
der angloamerikanisch geprägten internationalen
Reformdebatte: Er gewinnt sein Thema aus der Un-
terscheidung von Ansprüchen und Wirklichkeiten
des Verwaltens. Diese Unterscheidung behandelt
zunächst bestimmte reformspezifische Ansprüche
an die Verwaltungspraxis als bereits existent und
für die Zukunft verpflichtend. Die davon in An-
spruch genommene Verwaltungswirklichkeit er-
scheint dann als nur partiell anspruchskonform und
ansonsten: reformbedürftig. Die Anwälte des
Reformunternehmens beziehen sich dabei auf spezi-
fische, als reale Verwaltungstrends vorausgesetzte
Reformansprüche, vor deren Hintergrund sie wei-
tere Reformvorschläge unterbreiten. Verwaltungs-
kommunikation und Reformkommunikation über-
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schneiden sich hier insbesondere in den frühen Bei-
trägen, die noch sehr stark um den Nachweis einer
tatsächlich vorliegenden Reformkonstellation be-
müht sind.
2.2 Reformkritik, Kontingenz und
Dekonstruktionsdrohung
Eine theoretische Fundierung des Reformunterneh-
mens bleibt demgegenüber nicht bloß zweitrangig,
sie findet schlichtweg nicht statt. Während einzelne
Wirtschaftswissenschaftler auf die dem vordergrün-
digen Ökonomisierungsanspruch zuwiderlaufende
defizitäre Rezeption wirtschaftswissenschaftlicher
Theorie hinweisen (z.B. Knorr 1996: 243ff., Inato-
witz 1996), bleibt die Aufdeckung der Theorielücke
im Reformdiskurs in der Hauptsache einer
Reformkritik überlassen, die weitgehend sozialwis-
senschaftlich geprägt ist (vgl. Jann 1998a: 23ff.).5
Neben grundsätzlichen Hinweisen auf die fehlende
theoretische Fundierung des Reformunternehmens
(z.B. Grunow 1996a: 61) richtet sie sich diese auf
die inhaltliche Substanz der geäußerten Reform-
ansprüche. Verbetriebswirtschaftlichung ist nur der
unterstellte gemeinsame Nenner für eine ganze Rei-
he von Reformansprüchen, die von der Reformkri-
tik im Reformdiskurs lokalisiert und in ihrer Spezi-
fik hinterfragt werden. So wird bezweifelt, dass das
Problem der Verwaltungseffizienz eine angemessene
Orientierung für Verwaltungsreformen bieten kann
(z.B. König 1995b: 350). Man warnt vor einer Hö-
herstellung von Wirtschaftlichkeitsnormen gegen-
über Rechtsstaatlichkeit und politischer Entschei-
dungsfindung (z.B. König 1995a: 230) und lehnt
das dahinter vermutete Projekt eines Staates ab, der
sich auf die Kosten-Nutzen-Optimierung öffent-
licher Leistungen beschränken wolle und dabei
„entweder den konsolidierungspolitischen Geboten
der Stunde oder dem effizienzhuldigenden Zeitgeist
der Minute“ genüge (Prätorius 1997: 209). Die
Vorstellung von Kommunalverwaltungen als Dienst-
leistungsunternehmen wird als „organisationstheo-
retisch unhaltbar“ und „zur Erklärung der Kom-
mune als Gebietskörperschaft (. . .) falsch und
gefährlich“ kritisiert (Laux 1996: 135f.). Abgelehnt
wird damit auch das mit dem Leitbild des Dienst-
leistungsunternehmens verbundene Beschreibungs-
vokabular, so der Produktbegriff, der vielerorten
als „zentraler Kernbegriff der Reformbewegung“
gehandelt wird (Kraemer et al. 1998: 221; vgl.
KGSt 1993a: 20f.) – vor allem aber der
Kundenbegriff: „Die vielfältigen Rollendifferenzie-
rungen zwischen Steuerpflichtigen, Schülern, poli-
zeilichen Störern, Sozialhilfeempfängern, Jugend-
lichen, Gewerbetreibenden usw. werden zugunsten
der Uniformität einer Verhaltenserwartung auf-
gegeben, die die Erbringung öffentlicher Güter
gerade nicht meint“ (König 1995b: 356). Es sei zu-
dem unklar, wie sich die propagierte Kundenorien-
tierung zu anderen Publikumsorientierungen des
Verwaltungshandelns verhalte. Damit unterschreite
die Reformdebatte der neunziger Jahre deutlich das
Anspruchsniveau vorangehender Reformversuche
(Grunow 1996b: 40). Soll nun etwa „der Souverän
‚Volk‘ (. . .) der Gesamtheit der zahlungsfähigen
Nachfrager weichen“ (Prätorius 1997: 209)?
Die fehlende Theoretisierung der Reformansprüche
legt bei Kritikern zudem den Verdacht nahe, bei
den Reformbotschaften handele es sich um einen
„Etikettenschwindel“ (Grunow 1996a: 50f.). Statt
einer wirklichen Ökonomisierung versuche man
mit kommunalen Organisationen wohl ein Ver-
packungskunststück „nach der Art von Christo“
(Laux 1993: 1089). Schon die „diffuse Pauschal-
diagnose ‚bürokratisch‘“ (Grunow 1996a: 54) sei
allenfalls ein populäres Etikett, nicht jedoch ein
Mittel zur konkreten Schwachstellendiagnose (Gru-
now 1996a: 54ff.). Gerade für das bevorzugte Re-
formobjekt, die deutschen Kommunalverwaltun-
gen, fehle es an Analysen der Ausgangslage (Laux
1994). Der „betriebswirtschaftlich ausgerichtete
Modellplatonismus“ (Grunow 1996b: 32) habe am
Ende gar keine tatsächliche Effizienzsteigerung,
sondern lediglich eine Entpolitisierung des Verwal-
tens im Sinne (Grunow 1996a: 66f.).
Insgesamt fällt es schwer, ein Urteil über die respek-
tive Stärke von Befürwortern und Kritikern im deut-
schen Reformdiskurs abzugeben. Auf beiden Seiten
sieht man sich in der Opposition gegen Mehrheits-
meinungen. Während erklärte Befürworter eines
New Public Management äußern, „dass die deutsche
Diskussion von kritischen Positionen dominiert
wird“ (Borins/Grüning 1998: 14), diagnostizieren
Kritiker, dass „in der Regel kritische Stimmen in den
allgemeinen Lobgesängen unterzugehen drohen“
(Heither 1995: 13). Festzuhalten bleibt die grund-
legende Frontstellung innerhalb des Reformdiskur-
ses: Auf der einen Seite die Darstellung von als be-
kannt vorausgesetzten Reformansprüchen, die als
Versuch zur realen Etablierung eines neuen, auf Effi-
zenz statt rechtlicher Steuerung setzenden Verwal-
tungsparadigmas propagiert wird; auf der anderen
Seite die Beiträge von Reformkritikern, die sowohl
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5 Als sozialwissenschaftliche Verwaltungsexperten treten
hier Sozialwissenschaftler unterschiedlichster Couleur auf
(Politikwissenschaftler, Sozialpädagogen, Industriesozio-
logen usw.).
die Spezifik der Reformansprüche hinterfragen, als
auch deren Realitätsbezug in Zweifel ziehen (z.B. im
Vorwurf des Etikettenschwindels). Auch seitens der
Reformkritik werden also beide Seiten der diskurs-
leitenden Unterscheidung von Ansprüchen und
Wirklichkeiten des Verwaltens reproduziert und in
der Produktion von Kritik nutzbar gemacht.
Die Unterscheidung von Ansprüchen und Wirk-
lichkeiten des Verwaltens wird in der Reform-
kommunikation damit lagerübergreifend als the-
matische Ordnungsprämisse eingesetzt. Die
Reformkritik verdeutlicht dabei, wie sich die
grundsätzliche Kontingenz der Reformansprüche
und ihrer Realitätsbezüge kommunikativ ausbeuten
lässt. Diskursinterne Kontingenzen bezeugen so die
Produktivität der diskursleitenden Unterscheidung,
die eine Vielzahl thematisch kompatibler Äuße-
rungsmöglichkeiten eröffnet. Andererseits macht
die Reformkritik damit gleichzeitig auch die Mög-
lichkeit einer Dekonstruktion der diskursleitenden
Unterscheidung auf beiden Seiten (Ansprüchen und
Wirklichkeiten des Verwaltens) sichtbar. Dies legt
die Frage nahe, ob das hierdurch angedeutete breite
Spektrum von Äußerungsmöglichkeiten nicht in ge-
wisser Weise auch den inhaltlichen Zusammenhalt
des Reformdiskurses gefährden kann, indem es des-
sen inhaltliche Kohärenz brüchig und änderbar er-
scheinen lässt. Wie kann die thematische Einheit
den weiteren Verlauf des Diskurses überleben,
wenn es so doch in gewisser Weise beliebig erschei-
nen muss, was mit Ansprüchen und Wirklichkeiten
des Verwaltens überhaupt gemeint sein soll? Kann
sie beispielsweise gewährleisten, dass nicht plötz-
lich die Unterscheidung zwischen Freunden und
Feinden betriebswirtschaftlichen Denkens das Dis-
kursgeschehen zu dominieren beginnt? Und muss
der Überschuss an Äußerungsoptionen und die da-
mit angedeutete Möglichkeit, ganz anders über Ver-
waltungsreformen zu sprechen, am Ende nicht die
Vorstellung diskursiver Ordnung überhaupt ad ab-
surdum führen, weil dann letztendlich alles gesagt,
kritisiert und dekonstruiert werden kann?
Antworten auf derartige Fragen finden sich im Pro-
zess der Ausdifferenzierung des Reformdiskurses
der neunziger Jahre. Diesem gelingt es, den Über-
schuss an Äußerungsmöglichkeiten für die fortlau-
fende Reproduktion seines Reformthemas zu nut-
zen. Wie dies geschieht, möchte ich im nächsten
Abschnitt anhand von vier Einzelaspekten re-
konstruieren: Versozialwissenschaftlichung (3.1),
betriebswirtschaftliche Selbstdarstellung (3.2), Ge-
neralisierung von Reformansprüchen (3.3), Ent-




Während sich manche Sozialwissenschaftler im Re-
formdiskurs auf Reformkritik spezialisieren, ver-
suchen andere, ihre eigenen Organisationskom-
petenzen in das Reformunternehmen einzubringen.
Auch diese Autoren verweisen auf empirisch fest-
stellbare Veränderungsnachfragen als Basis eigener
Reformansprüche und -kompetenzen. Zum Einen
reklamieren sie Gestaltungskompetenz für Organi-
sationsentwicklungsprojekte, die als praktische Re-
formmaßnahmen gleichzeitig beobachtet wie auch
als solche angemahnt werden (Kißler 1993: 15f.).
Zum Anderen sorgen sie dafür, dass die mit sozial-
wissenschaftlich geprägten Organisationsentwick-
lungsprogrammen kompatiblen Reformansprüche
wie Mitarbeiterorientierung oder „Innovation
durch Partizipation“ mehr und mehr Verbreitung in
der Reformliteratur finden (Brinckmann 1994:
208–211, Kißler 1995: 317, Stöbe 1998: 150).
Insbesondere die Programme einer Leitbildentwick-
lung durch Mitarbeiter- und Kundenpartizipation
(z.B. Stöbe 1995) signalisieren den Eintritt von So-
zialwissenschaftlern in die Konkurrenz zu (oder die
Beteiligung an) Beratungsunternehmen, die bereits
seit längerer Zeit den öffentlichen Sektor als Markt
erschlossen haben (vgl. Westermann 1993, Oechs-
ler 1987: 269f.). Sozialwissenschaftler engagieren
sich in Reformprojekten und präsentieren ihre
Expertisen in beratungstauglicher Form (z.B. Wil-
kesmann 2000, Jann 1993). Die Konkretisierung
von Reformansprüchen in Richtung projekthafter
Organisationsentwicklung kann dabei an eine län-
gere Tradition sozialwissenschaftlicher Organisa-
tionsberatung anschließen (vgl. Glasl/Sassen 1983)
und kommt Wünschen der Beratungsnachfrager
auf Seiten der Politik (Behrens 1995: 332–333) so-
wie der deutschen Tradition der „Partizipations-
bürokratie“ entgegen (Bielefeld-Hart 1994). Vom
Anspruch der Mitarbeitpartizipation ausgehend
werden dann Verbindungen zu traditionell in der
sozialwissenschaftlichen Verwaltungsforschung fest
etablierten Themen wie dem der Bürgerbeteiligung
geknüpft (vgl. Oppen 1998b: 69) und entsprechen-
de Beratungstechniken und Partizipationsprogram-
me angeboten (vgl. stellvertretend für solche Pro-
gramme: Brödner et al. 1991).
Daneben gibt es eine Reihe sozialwissenschaftlicher
Beiträge zum Reformdiskurs, die sich der Überprü-
fung von Reformansprüchen widmen (z.B. Kißler
et al. 1997). So wird der Reformanspruch der Kun-
denorientierung unter die Lupe genommen (Bogu-
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mil/Kißler 1995), um ihn einer graduellen Neu-
definition in Richtung einer steigerungsfähigen
Demokratieverträglichkeit zu unterziehen (Bogu-
mil/Kißler 1995: 86f.). Eine solche Versozialwissen-
schaftlichung von Reformansprüchen zeigt sich
noch deutlicher in der Mobilisierung von Manage-
mentkonzepten, so in erster Linie bei solchen des
Qualitätsmanagements. Qualitätsmanagement wird
als Ausdruck eines allgemeinen Steuerungs-
anspruchs zur Etablierung verwaltungsinterner
Qualitätskulturen reinterpretiert (z.B. Hirschfelder/
Lessel 1994: 353, Geri 1995: 179). Dabei sorgt die
Diffusität des Qualitätsbegriffes (vgl. Pollitt/
Bouckaert 1995: 7f.) dafür, dass sich Qualitäts-
managementkonzepte sowohl als Alternative zur
als bürokratisch herkömmlich angesehenen Regel-
steuerung anbieten (Bandemer 1998: 369), als auch
für die programmatische Absicherung von Partizi-
pationsansprüchen mobilisieren lassen (Oppen
1995: 59ff.; vgl. Power 1999: 58f.).6
Wenn man unter historischen Gesichtspunkten fest-
stellen kann, dass „management in the public ser-
vice was associated from the start with what some
regard as its characteristic feature – overstatement
of what it will achieve“ (Keeling 1972: 18), dann
haben sich die Sozialwissenschaftler im deutschen
Reformdiskurs der neunziger Jahre mit ihren Pro-
jektgestaltungsidealen und der damit einhergehen-
den Reinterpretation von Managementkonzepten
recht nahtlos in diese Tradition eingereiht. Nicht
die Implementierung einzelner Steuerungsinstru-
mente sei das Ziel, sondern eine „neue Steuerungs-
logik“ (Jann 1999). Eine Abgrenzung von Reform-
ansprüchen erfolgt dementsprechend in Form einer
Distanzierung von reduktionistischer ansetzenden
Organisationstechniken, die als Ausdruck einer
„mechanistischen und tayloristischen Grundphi-
losophie“ abgelehnt werden (z.B. Oppen 1998:
54). Hierbei übernehmen Sozialwissenschaftler die
Rolle kritischer Mahner, etwa wenn es um die Ge-
staltung einer anspruchskompatiblen Verwaltungs-
kultur (in Abgrenzung gegen technizistische Ansät-
ze, z.B. Nagel/Müller 1999: 7) oder den Status der
Kundenrolle (in Abgrenzung gegen Konsumeris-
mus, z.B. Bogumil/Kißler 1996: 190) geht.
Mit sozialwissenschaftlichen Beiträgen zur Reform-
kommunikation verbindet sich damit insgesamt vor
allem eine Neuformulierung und Ergänzung von
Reformansprüchen sowie die Einforderung einer
Kompetenz zur Anspruchsüberwachung. Sie weisen
damit den Weg zu einer gewissermaßen gutmütigen




scheinen den ursprünglichen Leitbildern des Re-
formdiskurses (Effizienz, Dienstleistungsorientie-
rung usw.) zunächst wesentlich besser angepasst zu
sein. Das von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle
für Verwaltungsvereinfachung entworfene Neue
Steuerungsmodell ist hierfür das augenfälligste Bei-
spiel (z.B. KGSt 1993b: 23, 1993a). Mit seinem Be-
zug auf das niederländische „Tilburger Modell“
(Blume 1993) etabliert sich das Neue Steuerungs-
modell zu Beginn der neunziger Jahre für eine ge-
wisse Zeit als „deutsche Form des New Public Ma-
nagement“ (Reichard 1996: 241ff., Jann 1998b:
70).7 Es legt Schwerpunkte auf die Umsetzung de-
zentraler Ressourcenverantwortung, sowie den Ein-
satz betriebswirtschaftlicher Kostenkontrollen auf
dem Weg zu privatwirtschaftsähnlichen Konzern-
strukturen (Banner 1991: 8; vgl. Lenk 2000: 75).
Das Rechnungswesen öffentlicher Organisationen
und insbesondere der Aufbau von Kostenrech-
nungssystemen wird damit vorübergehend zum
Hauptanwendungsgebiet betriebwirtschaftlicher
Organisationstechniken im Reformkontext.
Die Vertreter der Betriebswirtschaftslehre im Re-
formdiskurs lasten die geringe Kostentransparenz
und die dementsprechend defizitäre Wirtschaftlich-
keitskontrolle in Verwaltungsorganisationen mehr-
heitlich der Kameralistik als verwaltungstypischer
Rechnungspraxis an (Reichard 1994: 19, Budäus
1991: 211ff.; vgl. Beyer 1998: 306ff.). Nun haben
die im Umfeld der Verwaltungswissenschaften täti-
gen Betriebswirte von jeher konträre Ansichten be-
züglich der Reform des öffentlichen Rechnungs-
wesens vertreten. So schreibt beispielsweise Oettle
(1991: 161): „Für die Umstellung auf die kauf-
männische Buchhaltungsweise dürften oft nicht
Wirtschaftlichkeitsvergleiche beider Buchführungs-
methoden entscheidend sein, sondern Prestige-
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6 Wobei diese programmatische Absicherung in der Regel
ad hoc erfolgt und impressionistisch bleibt. So beginnt
Oppens Buch mit einem Auszug aus einer kompatiblen
Lao-Tse-Übersetzung (Oppen 1995: 7): „. . . Beim Wohnen
zeigt sich Qualität am Platze, beim Denken zeigt sich
Qualität in der Tiefe . . .“ (usw.) Zur Prominenz von Qua-
litätsmanagementkonzepten in Reformprojekten am Bei-
spiel der USAvgl. Kravchuk/Leighton 1993.
7 Vergleichbar mit dem Einfluss des „Tilburger Modells“
im deutschsprachigen Raum ist im angloamerikanischen
Diskurs vielleicht am ehesten die Bedeutung des „New
Zealand Model“; vgl. Nagel 1997, Boston et al. 1996.
überlegungen.“ Und auch Gornas lehnt es in einem
dem jetzigen Reformdiskurs zeitlich vorangehen-
den, gleichwohl sehr detailliert ausgearbeiteten Vor-
schlag zur Reform des öffentlichen Rechnungs-
wesens ab, die Verwaltungskameralistik für eine
mangelnde Wirtschaftlichkeit von Verwaltungs-
organisationen verantwortlich zu machen (Gornas
1976: 119). Diese Autoren befürworten eine Ergän-
zung der Verwaltungskameralistik durch Kosten-
rechnungstechniken (z.B. Gornas 1976: 119,141),
während die im Reformdiskurs der neunziger Jahre
wortführenden Betriebswirte nun eine komplette
Ersetzung der Verwaltungskameralistik durch ein
kaufmännisches Rechnungswesen fordern (Budäus
1991: 217–219, Lüder 1995: 14, Reichard 1999:
50–51; vgl. auch KGSt 1995).8
Diese betriebswirtschaftsinterne Debatte hinsicht-
lich der Reform des öffentlichen Rechnungswesens
bleibt in der Reformkommunikation insgesamt auf-
fällig marginal (Ausnahme: Beyer 1998: 310ff.).
Vielleicht mag es weniger verwundern, dass sich
keine Sozialwissenschaftler dieses fremdartigen,
aber unter dem Aspekt der historischen Organisa-
tionsentwicklung eigentlich überaus interessanten
Themas angenommen haben (vgl. Egger 1985:
71ff.); umso mehr aber sollte es verwundern, dass
derartige Fragen, die direkt die technische Organi-
sationskompetenz von Betriebswirten ansprechen,
in deren Beiträgen zum Reformdiskurs eine deutlich
untergeordnete Rolle spielen. Erklären lässt sich
dies wohl zuallererst dadurch, dass diese Beiträge
sich nicht in erster Linie gegen die Abwehr von Kri-
tik aus der eigenen Disziplin absichern,9 sondern
auf die Selbstdarstellung gegenüber potenziellen
und tatsächlichen Kritikern aus anderen, insbeson-
dere sozialwissenschaftlichen Disziplinen abge-
stimmt sind.
Wohl deswegen sind es im Reformdiskurs gerade
die Autoren mit einem betriebswirtschaftlichen
Hintergrund, die sich vom Topos der Verbetriebs-
wirtschaftlichung am deutlichsten distanzieren. So
Reichard: „Das neue Leitbild von der ‚Dienstleis-
tungsunternehmung‘ ist (. . .) um die notwendigen
politischen, soziologischen und rechtlichen Aspekte
anzureichern“ (Reichard 1994: 86; vgl. auch 1996:
264). Damit werden Forderungen nach einer politi-
schen Neuorientierung der Reformprojekte einge-
holt, wie sie Kritiker des Effizienzleitbildes formu-
lieren (z.B. Wohlfahrt 1995: 97). Ganz ähnlich
wird der Denunziation des New Public Manage-
ment als „neo-tayloristisch“ (von Kritikern zumeist
formuliert in Anlehnung an Pollitt [1990]) der
Wind aus den Segeln genommen, indem man die
Überwindung tayloristischer Organisationsstruktu-
ren zum vornehmlichen Ziel des Einsatzes betriebs-
wirtschaftlicher Expertise erklärt. Tayloristische
Verwaltungsstrukturen werden dann manchmal in
der Zersplitterung der Verwaltungsproduktion in
dekontextualisierte Kleinaufgaben identifiziert (Ko-
etz 1994: 127, 133, Reichard 1995: 60f.), häufig
aber unspezifisch mit dem Generalvorwurf organi-
sierter Unverantwortlichkeit gleichgesetzt (z.B.
Reichard 1994: 16f.). Man spricht dann von der
„bürokratisch-tayloristischen Arbeitsorganisation“
(Barthel 1994: 297ff.) als Merkmal einer rechtlich
erstarrten Verwaltung, die es zu überwinden gelte
(vgl. Wiendieck 1993: 33, Reznicek 1996: 90). Der
Taylorismusvorwurf wird so von den Betriebswir-
ten in Richtung Jurisprudenz externalisiert.
Gleichzeitig sagen Betriebswirte Verwaltungsorga-
nisationen Naivität im Umgang mit betriebswirt-
schaftlichen Steuerungsinstrumenten nach (Rürup
1995: 3, Reichard 1998). „Buchhaltermentalität“
sei nicht die Sache von Betriebswirten (Reichard
1994: 44), die sich dem Leitbild von „Leistung un-
ter demokratischer Kontrolle“ unterstellen (Struwe
1995: 32) und die Ausgestaltung des Rechnungs-
wesens als Frage politischer Legitimität und inter-
generativer Gerechtigkeit ansehen (Picot/Wolff
1994: 102f., Lüder 1997: 253, Beyer 1998: 308).
Die Artikulation betriebswirtschaftlicher Verwal-
tungskompetenzen passt sich damit der Ausweitung
von Reformansprüchen im Umfeld sozialwissen-
schaftlicher Beiträge zum Reformdiskurs an.
Das Controllingkonzept steht dabei in vieler Hin-
sicht stellvertretend für die spezifische Form
betriebswirtschaftlicher Selbstdarstellung im Re-
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8 Bemerkenswert ist auch der Meinungsumschwung bei
einigen Beteiligten. So schreibt Reichard Mitte der acht-
ziger Jahre: „Obwohl einige Argumente durchaus für ei-
nen generellen Ersatz der Kameralistik durch ein an der
kaufmännischen Buchführung orientiertes Rechnungssys-
tem sprechen, erscheint die flächendeckende Einführung
eines neuen Gesamtsystems derzeit in der Bundesrepublik
wenig erfolgversprechend und auch nicht völlig unproble-
matisch“ (Reichard 1987: 297f.). Gut zehn Jahre später
„(. . .) ist im nächsten Schritt zu fragen, ob man dann nicht
besser gleich zu einem ‚neuen‘ Rechnungssystem über-
wechseln sollte (. . .), nämlich zur kaufmännischen bzw.
doppelten Buchführung (. . ..)“ (Reichard 1999: 51). Ins-
gesamt scheint gerade bei im verwaltungswissenschaftli-
chen Dunstkreis tätigen Betriebswirten die Unterstützung
für einen grundsätzlichen Systemwechsel im Laufe der
neunziger Jahre deutlich zuzunehmen; vgl. Beyer 1998:
308–313, Steinebach 1991: 310.
9 Eine Marginalisierung konträrer Positionen innerhalb
der BWL geschieht nur am Rande etwa wenn Lüder
(1995: 1) darauf hinweist, seine Position sei unter Be-
triebswirten „herrschende Meinung“.
formdiskurs der neunziger Jahre. Als Verkörperung
betriebswirtschaftlicher Kompetenzansprüche nimmt
es zuweilen eine Art „Zauberformelcharakter“
(Brüggemeier 1998: 49) an. Auch im betriebswirt-
schaftsinternen Diskurs erfährt der Controlling-
begriff eine relativ unverbindliche Konkretisierung
in der Ausrichtung an Steuerungs- und Informa-
tionsproblemen (vgl. Horváth 1998: 78; für den
Verwaltungskontext: Brüggemeier/Küpper 1992,
Budäus 1987). Weil der Controllingbegriff damit
„Grundvorstellungen auf hohem Abstraktions-
niveau, die im Anwendungsfall konkretisiert und
spezifiziert werden müssen“ (Lüder 1993: 266) un-
ter eine gemeinsame Kategorie bringt, kann er eine
ganze Reihe traditionell sozialwissenschaftlicher
Reformansprüche absorbieren, was dann zu Be-
griffsbildungen à la „bürgergesteuertes Verwaltungs-
controlling“ führt (Hill 1994a: 53). Diese Offenheit
hallt zunehmend in der Präsentation von Control-
lingkonzepten wieder: „Nach dem auf Zahlen- und
Regelwerken beruhenden Controlling Anfang der
siebziger und achtziger Jahre werden in den neunzi-
ger Jahren ganzheitliche und vernetzte Controlling-
ansätze vertreten, die eine betriebswirtschaftliche
Verengung der Controllingphilosophie vermeiden“
(Knorr 1996: 168). Warnungen, „Controlling nicht
zu reinem Kostendenken degenerieren zu lassen“
(Oechsler 1987: 274), wirken im Reformdiskurs
der neunziger Jahre redundant, gibt es doch nun
„kaum ein Informationsinstrument im öffentlichen
Bereich (. . .), das von einzelnen Autoren nicht auch
dem Controlling zugerechnet wird“ (Budäus 1991:
206). Gleichzeitig bleibt der Controller als „Spar-
kommissar“ (Brüggemeier 1998: 113) das negative
Stereotyp, gegen das man sich als Betriebswirt ab-
grenzt.
All dies geschieht unter den Vorzeichen einer weit-
gehend defensiven Selbstdarstellung betriebswirt-
schaftlicher Expertenschaft in einem Reformdis-
kurs, der seine Ansprüche von engeren Effizienz-
und Ökonomisierungsbegriffen ablöst. So formu-
liert Reichard mit Blick auf das öffentliche Rech-
nungswesen: „Zu den gelernten Lektionen unseres
Projektes gehört (. . .), dass man stets den ‚gesunden
Menschenverstand‘ im Auge behalten muss, (. . .)
dass Informationsqualität und -nutzen Vorrang vor
methodischen ‚Spielereien‘ haben müssen“ (Rei-
chard 1999: 59f., Hervorhebungen und Anfüh-
rungszeichen im Original). Zwar gibt es daneben
auch die „schrillen Töne der betriebswirtschaftli-
chen Modernisierungseiferer“ (Röber 1996: 108),
doch diese werden von den im Reformdiskurs wort-
führenden betriebswirtschaftlichen Repräsentanten
des New Public Management, insbesondere von
den Lehrstuhlinhabern Budäus und Reichard, deut-
lich übertönt und mitunter direkt marginalisiert.10
3.3 Anspruchsgeneralisierung
Abstrakt betrachtet handelt es sich bei der Aus-
weitung kommunizierter Ansprüche an Verwal-
tungsreformen um eine Operationalisierung des
Problems kontingenter Reformansprüche im Re-
formdiskurs. Anstatt spezifische Reformansprüche
gegen Widerspruch zu verteidigen und Abweichun-
gen von diesen Ansprüchen als thematisch irrele-
vant auszuschließen, absorbiert der Reformdiskurs
heterogene Reformdesiderate und Ambitionen. Da-
mit kann die Kontingenz der Reformansprüche zur
Fortführung des Diskurses genutzt werden.
So vollzieht sich spätestens Mitte der neunziger Jah-
re im Reformdiskurs ein zügiger Wechsel von ver-
gleichsweise spezifisch kritisierbaren Leitbildern
wie dem des Dienstleistungsunternehmens hin zu
solchen, die mit generalisierteren Reformansprü-
chen kompatibel und in ihrer Allgemeinheit wenig
angreifbar sind. Nun möchte man „ganz bewusst
an den ‚weichen‘ Faktoren der Organisationsgestal-
tung“ ansetzen (Jann 1993: 90). Das Erreichen ei-
ner neuen Verwaltungskultur wird zum obersten
Reformziel ausgerufen (Reichard 1994: 86). New
Public Management möchte man als „ein neues
Verständnis kommunaler Verwaltungskultur“ ver-
standen wissen (Reznicek 1996: 103), eine Ent-
wicklung, mit der der deutsche Reformdiskurs wie-
derum Auseinandersetzungen in anderen Ländern
widerspiegelt (z.B. Ott/Shafritz 1995: 40f.). Cai-
dens Feststellung – „The ultimate key to adminis-
trative reform (. . .) is in changing the administrative
culture“ (Caiden 1991: 108) – mausert sich zu ei-
nem zentralen Glaubenssatz auch der deutschen
Reformliteratur (z.B. Koetz 1994, Naschold 1998:
88f.). Die rechtliche Regulierung des Verwaltungs-
handelns wird nun mit einer „legalistisch geprägten
Verwaltungskultur“ identifiziert, die es durch einen
Kulturwandel zu überwinden gelte, der „langsam
und beschwerlich“ sei (Reichard 1999: 61). Auch
das vermehrte Auftauchen von Lernsemantiken in-
diziert den Trend zur möglichst umfassenden An-
spruchsinklusion: Was gelernt werden soll, bleibt
zumeist offen und immer hinreichend austauschbar.
Die lernende Verwaltung wird zum Generalziel
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10 So verweist Reichard wiederholt (1995: 65, 1996: 248)
auf die Bücher von Bösenberg/Hauser (1994) und Metzen
(1994) als „Abschreckungsbeispiele“ für „Wortgeklingel“,
die „Lernen vom privatwirtschaftlichen Modell in naiver
und platter Form“ propagierten (Reichard 1996: 248).
(Kühnlein 2000), von Reformskeptikern ange-
mahnt (Tegethoff/Wilkesmann 1995) und zuneh-
mend in die Präsentation von Managementbegrif-
fen eingearbeitet, etwa wenn Damkowski und
Precht (1995: 18ff.) „Management als lernendes
System“ verordnen, wenn Lean Management Lern-
idealen untergeordnet (Ortmann 1995) oder Quali-
tätsmanagement als Rezept für den permanenten
Organisationswandel angeboten wird (Hirschfel-
der/Lessel 1994: 353).11
Es ist diese Generalisierung von Ansprüchen, die
den Begriff des Managements für die Darstellung
von Organisationskompetenzen im Reformdiskurs
zu prädestinieren scheint. Ungeachtet seines privat-
wirtschaftlichen Untertons und immer seltener mit
Zusätzen wie „public“, „öffentlich“ oder „Verwal-
tungs-“ versehen, liefert der Managementbegriff
die Kategorie, unter der heterogene Verwaltungs-
kompetenzen gesammelt werden (vgl. bereits Over-
man 1984, Gunn 1987: 45). Diese Management-
konzepte beziehen sich nicht mehr ausschließlich
auf Organisationen mit Betriebscharakter, sondern
reklamieren generalisierte Steuerungskompetenzen
für Organisationen überhaupt (Damkowski/Precht
1995: 49–50). Dabei bleibt der Managementbegriff
spezifisch genug, um als Alternativprogramm zur
Steuerung durch rechtliche Normen als letzter
Kompatibilitätsgrenze der Reformansprüche auf-
zutreten. Diese Abgrenzung bleibt gewahrt und tat-
sächlich zieht sie zuweilen selbst Reformkritiker
auf die Seite des Verwaltungsmanagements als
rechtsferner Verkörperung generalisierter Steue-
rungsansprüche (Laux 1996: 131f.).
Dass sich in der Darstellung von Organisations-
kompetenzen anhand von Managementkonzepten
allumfassende Steuerungansprüche ankündigen,
wird mitunter durchaus als beunruhigend empfun-
den. Aktenkundig wird diese Beunruhigung vor al-
lem in den Auseinandersetzungen um das Konzept
des Lean Managements. Ist im Erheben von „Lean“
zum Steuerungsprinzip nicht eine Tendenz zur
„Magersucht“ vorgegeben (Grunow 1996a: 58)?
Das Reformlager hingegen präsentiert sowohl Lean
Management als auch Lean Production als ganz-
heitliche Ansätze der Organisationsentwicklung
und betont dabei insbesondere diejenigen Aspekte,
die nicht umstandslos als Cutback-Management
verstanden werden können. Lean Management
bietet man vorrangig als „humanzentrierten Inno-
vationsansatz“ an (Barthel 1994: 296), mit der Her-
vorhebung von Maßnahmen zur Mitarbeiterqualifi-
kation und Qualitätsorientierung (Reichard 1994:
37, Bullinger et al. 1995: 22ff.) und häufig geradezu
als Alternativprogramm zu traditionellen betriebs-
wirtschaftlichen Organisationstechniken (Reznicek
1996: 176).
Nicht nur im Managementbegriff selbst, sondern
auch in der Präsentation konkreter Management-
konzepte offenbart sich also die Tendenz zur Ab-
sorption von Reformansprüchen und Steuerungs-
idealen. Die Allgemeinheit von Reformansprüchen
und Managementkonzepten kann aneinander ge-
steigert werden. Folgerichtig erkennen Pollitt und
Bouckaert im „Total“ des Total Quality Manage-
ment eine geradezu imperialistische Veranlagung
der Qualitätssemantik (Pollitt/Bouckaert 1995: 5f.).
Was bleibt dann noch, außer die eigenen Reform-
ideale in Qualitätsbegriffe zu übersetzen (Grunow
1996a: 75, Pollitt 1995)?
Jedenfalls geht es damit nicht mehr um eine Ver-
betriebswirtschaftlichung und auch nicht um eine
einseitige Versozialwissenschaftlichung der Re-
formkommunikation. Man beobachtet vielmehr ei-
ne durchgängige Hybridisierung von Reform-
ansprüchen und den für ihre Umsetzung
angebotenen Expertisen. So lässt sich das Ideal der
Qualitätsverbesserung an Ziele „alternativer Mo-
dernisierer“ (Heinelt 1997: 18ff.) anschließen,
z.B. an das der Bürgernähe (Grunow 1996b:
43–52), ohne sich damit in Konkurrenz gegen den
Einsatz betriebswirtschaftlicher Expertise zu stel-
len. Flankierende Absichtserklärungen, man befür-
worte kein „konkurrierendes, sondern ein koope-
rierendes Steuerungsmodell“ (Hirschfelder/Lessel
1994: 354), illustrieren das Bemühen, konkrete
Managementkonzepte für weitere Reformkom-
munikation zu öffnen und gleichzeitig ihres Be-
unruhigungspotenzials zu entkleiden. „Die kon-
tinuierliche und zielgerichtete Diskussion und
Verhandlung um Ziele, Ergebnisse und ihre Be-
dingungen können (. . .) den Ansatzpunkt eines
Total-Quality-Management darstellen. Neue Steue-
rungsmodelle bilden demnach weniger ein rationa-
listisches Entscheidungskalkül, sie sind vielmehr ein
geeigneter Ansatzpunkt kollektiver (. . .) Lern-, Er-
fahrungs- und Vereinbarungsprozesse“ (Naschold
1995b: 16).
Neben dieser Operationalisierung kontingenter Re-
formansprüche wird von unterschiedlicher Seite
versucht, das Theoriedefizit der Reformkommuni-
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11 Vgl. allgemeiner Ranson/Stewart (1994) für ein gut aus-
gearbeitetes Beispiel dafür, wie das Lernkonzept benutzt
werden kann, um in Ablehnung verengender Rationalisie-
rungs- und Effizienzansprüche das Reformunternehmen
mit eher sozialreformerischen und gesellschaftstherapeuti-
schen Ideen anzureichern, um daraus wiederum bera-
tungstaugliche Managementkonzepte zu gewinnen.
kation für die Fortführung von Reformkommuni-
kation nutzbar zu machen. Für Sozialwissenschaft-
ler kommt hierfür einerseits die Anbindung des
Managementbegriffs an die umfangreiche steue-
rungstheoretische Literatur der siebziger und acht-
ziger Jahre in Frage. So greift Naschold die Idee de-
zentraler Kontextsteuerung als Zielvorgabe für
strategisches Management auf (Naschold 1995b:
104ff.), rekonstruiert Politikverflechtung als Prob-
lem des Mehrebenenmanagements (Naschold
1999b) und differenziert zwischen tayloristischer
und post-tayloristischer Steuerung (Naschold
1995a: 85). Andererseits findet das Konzept der
Mikropolitik große Verbreitung.12 Verwaltungs-
modernisierung und Organisationsentwicklungs-
projekte erscheinen dann als Machtspiele (z.B.
Bogumil/Kißler 1998), der Wandel der Verwal-
tungskultur ebenso wie der Ablauf von Partizipa-
tionsprozessen als abhängig von Aushandlungspro-
zessen auf Basis verwaltungsintern bestehender
Machtverteilungen (Hennig 1998: 128ff., Brüg-
gemeier 1998: 276ff.). Dieses Theorieangebot er-
weist sich als attraktiv nicht nur für am Reformdis-
kurs beteiligte Sozialwissenschaftler, sondern vor
allem auch für Betriebswirte.13 Zudem ist es nicht
nur kompatibel mit dem ökonomischen Hand-
lungsbegriff, es ist in der universellen Unterstellung
interessengeleiteten Handelns auch geradezu ein
Abbild der verwaltungsintern etablierten kulturel-
len Deutungsmuster (Nagel/Müller 1999: 19ff.).
Die von mikropolitischen Theoretikern vertretene
Vorstellung, es sei „in sozialen Beziehungen nicht
möglich, nicht ‚mikropolitisch‘ zu handeln“ (Brüg-
gemeier 1998: 196, Hervorhebung und Anfüh-
rungszeichen im Original), bettet sich nahtlos in die
Sinnhorizonte des Verwaltungsalltags ein.14
Allerdings ist eine disziplinierende Wirkung mikro-
politischer Theorie (wie von Theorie überhaupt)
auf die Formulierung von Reformansprüchen letzt-
endlich nicht zu erkennen. Das Vokabular der
Mikropolitik gewinnt vielleicht auch deshalb an
Popularität, weil sich die Rede von Interessen,
Durchsetzungsmacht, Machtspielen, usw. am All-
tagsgebrauch dieser Begriffe orientieren kann. Mit
der Generalisierung der Reformansprüche geht ge-
rade nicht eine Steigerung der theoretischen Ko-
härenz von Reformkommunikation einher, sondern
in erster Linie eine Übersetzung existierender
Managementkonzepte in formlos generierbare
Steuerungsdesiderate, für die sich dann sozialwis-
senschaftliche und betriebswirtschaftliche Organi-
sationskompetenzen anbieten lassen. Die Generali-
sierung der Reformansprüche leistet somit eine
produktive Operationalisierung diskursiver Kontin-
genz, steigert die Thematisierungsbreite des Re-
formdiskurses und schaltet Anschlussmöglichkeiten
für heterogene Expertisen frei.
3.4 Entkopplung von Reformdiskurs und
Verwaltungskommunikation
Es bleibt die Frage nach der inhaltlichen Stabilität
der zweiten Seite der thematischen Leitunterschei-
dung des Reformdiskurses, also das Problem einer
potenziellen Dekonstruktion seines Bezuges auf
Verwaltungswirklichkeit. Ein Bezug auf den Gegen-
stand der Reform ist insofern diskursiv unverzicht-
bar, wie die Relevanz der präsentierten Reform-
ansprüche für ihre Adressaten kommunikativ
dargestellt werden muss. Wie oben geschildert, ge-
schieht dies im Reformdiskurs der neunziger Jahre
zunächst dadurch, dass Reformkommunikation ei-
nen realen Anspruchstrend repräsentieren und ihre
Reformansprüche somit an Verwaltungskommuni-
kation anschließen möchte. Mit der Generalisie-
rung der Reformansprüche entfernt sich der Re-
formdiskurs jedoch von den ursprünglich als
gegeben und verbindlich behandelten Ansprüchen
wie Effizienzsteigerung, Dienstleistungs- oder Kun-
denorientierung. Wird die diskursive Operationali-
sierung von Anspruchskontingenzen damit nicht
zwangsläufig durch eine Destabilisierung des Ge-
genstandsbezuges von Reformkommunikation er-
kauft?
Ganz grundsätzlich kann Reformkommunikation
auch weiterhin Differenzen zwischen generalisier-
ten Reformansprüchen und den von diesen Ansprü-
chen potenziell betroffenen Verwaltungswirklich-
keiten ausschöpfen. So wird für die Implementation
von Reformprojekten ein durchgängiger Trend der
Konzentration auf Reformen des Rechnungswesens
(Budäus/Buchholtz 1996: 98, Reznicek 1996: 159)
und prosaische Ziele der Haushaltssanierung diag-
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12 Der Terminus „Mikropolitik“ ist – trotz seiner anglo-
amerikanischen Herkunft (z.B. Burns 1961) – in seiner
hohen Prominenz spezifisch für die deutschsprachige Re-
formkommunikation. Ähnliche Beschreibungen verwal-
tungsspezifischer Interaktionsdynamiken finden sich auch
in der angloamerikanischen Reformliteratur (z.B. Popo-
vich 1998: 39–40), z.B. wenn von einer „prevalence of
Machiavellian values“ (Gabris 1995: 60) oder „adminis-
trative gamesmanship“ (Caiden 1991: 119) die Rede ist,
doch dabei fehlt weitgehend der Theoretisierungsanspruch
der deutschen Literatur.
13 Vgl. etwa Brüggemeier (1998) und die dort aufgeführte
Literatur (Brüggemeier 1998: 192, Anm. 5).
14 Zur kulturellen Verankerung von Motivzuweisungs-
vokabularen siehe klassisch Mills 1940.
nostiziert (Budäus 1996: 239), also jener An-
spruchsreduktionismus, den das Übergewicht der
Reformkommunikation zu überwinden trachtet.
Folgerichtig wird ein Ausgleich derartig offenkun-
diger Steuerungsdefizite durch anspruchsgenerali-
siertes strategisches Management eingefordert (Na-
schold 1997: 101–103) und dies dann wiederum
mit bisherigen Reformschwerpunkten im Finanz-
management kontrastiert (Naschold 1997: 113f.).
Mit den Reformansprüchen verallgemeinern sich
dementsprechend die Klagen über Implementa-
tionsdefizite und die einseitige Ausrichtung von Re-
formprojekten (vgl. Naschold/Bogumil 1998:
179f.).
Der Gegenstandsbezug der Reformkommunikation
wird also nicht aufgegeben, sondern um eine An-
spruchskritik erweitert und dadurch spezifiziert.
Der Anspruchskritik liegt ein Wiedereintritt (Re-en-
try) der für den Reformdiskurs konstitutiven Unter-
scheidung von Ansprüchen und Wirklichkeiten des
Verwaltens in die Kommunikation von Ansprüchen
und Wirklichkeiten zugrunde: Es wird nicht nur
zwischen realen Ansprüchen und defizitären
Wirklichkeiten unterschieden, sondern ebenfalls
zwischen wirklichen (defizitären) und idealen (an-
sprechenden) Ansprüchen sowie zwischen anspre-
chenden und wirklichen Wirklichkeiten. Dieser Re-
Entry der diskursleitenden Unterscheidung bewirkt
eine Stabilisierung des Außenbezuges des Reform-
diskurses (vgl. Luhmann 1984: 250ff.), der sich da-
durch von den in externer Verwaltungskommunika-
tion gehandelten Reformzielen unabhängig macht.
Daraus resultiert gleichwohl eine graduelle Ent-
kopplung von Reformkommunikation und Verwal-
tungskommunikation. Verwaltungskommunika-
tion, die den Reformdiskurs durch abweichende
Anspruchsformulierung in Frage stellen könnte,
wird dem Schema „richtige Ansprüche versus fal-
sche Wirklichkeiten“ unterworfen. Abweichende
(reduktionistische) Reformansprüche in der Ver-
waltungskommunikation können noch als Defizite
irritieren, greifen sonst aber nicht mehr in die Kom-
munikation von Reformansprüchen ein. Die An-
wendung der Unterscheidung von Anspruch und
Wirklichkeit auf sich selbst und die damit verfüg-
bare Differenzierung zwischen anspruchskonfor-
men und anspruchskonträren Wirklichkeiten sowie
zwischen wirklichen und ansprechenden Ansprü-
chen sichert die Selektivität des Reformdiskurses.
Aufgrund dieser Selektivität kann der Reformdis-
kurs Reformansprüche generalisieren, sein Thema-
tisierungspotential von Verwaltungskommunika-
tion entkoppeln und gleichzeitig seine thematische
Einheit wahren.
So wird mit der Generalisierung der Reformansprü-
che ausgerechnet die Frage nach zu implementie-
renden Organisationstechniken an die Verwaltungs-
kommunikation zurückgegeben: „Eine derartige
Gestaltungsaufgabe kann realistischerweise den in
der Verwaltungspraxis daran Beteiligten und davon
Betroffenen nicht einfach abgenommen und an ver-
meintlich zuständige Experten verwiesen werden“
(Fromm et al. 1995: 54) – sagen die Experten! Der
Vorwurf des „Modellplatonismus“ (Grunow
1996b: 32), sollte er damit nicht mehr denn je grei-
fen?
Die Reformkritik folgt jedenfalls eher einer Vorlie-
be für die Grundsatzdiskussion und vollzieht damit
die Entkopplung von Reformdiskurs und Verwal-
tungskommunikation mit, ob sie nun die Frage
nach Wirtschaftlichkeit in eine Grundsatzfrage der
Bewertung von Organisationsidealen umwandelt
(z.B. König 1995a: 229f.), dahinter eine Dauer-
spannung von Demokratie und Effizienz vermutet
(Grunow 1995: 16) oder die Frage nach der Exis-
tenz eines neuen Staatsprojektes aufwirft (Felder
1995: 8). Eine gegenläufige Kritikstrategie, ein Ein-
fordern konkreter, organisationstechnisch spezi-
fischer Reformvorschläge findet man nur verein-
zelt. Wenn es dann doch einmal geschieht, ist die
Ironie der Situation augenscheinlich, etwa wenn
Klaus König fordert: „Nicht das manageriale, son-
dern das rechentechnische Moment muss in der
Verwaltung gestärkt werden“ (König 1997: 268).
Schon alleine, dass eine solche Forderung von ei-
nem Reformkritiker an die im Reformdiskurs elo-
quenten Betriebswirte adressiert werden kann (ganz
ähnlich: Laux 1998: 77), weist auf eine hohe dis-
kursive Selektivität hin (denn auch dies passiert
schließlich im Reformdiskurs), deren Symptomatik
im nächsten Abschnitt noch einmal genauer in Au-
genschein genommen wird.
Festzuhalten bleibt hier, dass der Reformdiskurs die
Kontingenz seines Gegenstandsbezugs in ganz ähn-
licher Form operationalisiert wie die Kontingenz
der Reformansprüche. Analog zur kommunikativen
Operationalisierung von Anspruchskontingenzen
elaboriert er lagerübergreifend Kontingenzen von
Verwaltungswirklichkeit. Die kontingenten, die än-
derbaren und als defizitär wahrgenommenen
Aspekte von Verwaltungswirklichkeit werden für
weitere Reformkommunikation aufbereitet. Mit
dieser kommunikativen Operationalisierung von
Kontingenz auf der zweiten Seite der diskursleiten-
den Unterscheidung von Ansprüchen und Wirklich-
keiten des Verwaltens entkoppeln sich Reformkom-
munikation und Verwaltungskommunikation. An
die Stelle einer Anspruchsanleihe von Reformkom-
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munikation aus Verwaltungskommunikation tritt
die Selektivität diskursiver Bezugnahme. Dabei
wird die Unterscheidung von Ansprüchen und
Wirklichkeiten des Verwaltens universalisiert und
auf sich selbst angewendet.
So nutzt die Ausdifferenzierung des Reformdiskur-
ses die Kontingenz von Ansprüchen und Wirklich-
keiten des Verwaltens für die Reproduktion diskur-
siver Ordnung. Die thematische Einheit des
Reformdiskurses überlebt gleichsam ihre eigene
Kontingenz, indem sie sich generalisiert, um sich
letztendlich selbst in ihr Unterscheidungsschema
einzuschließen. Der Überschuss an Äußerungs-
optionen, den das Diskursthema anbietet, wird
durch das universale Schema der Ansprüche und
Wirklichkeiten kontinuierlich in eine thematisch
kompatible und unterscheidungsgerechte Form ge-
bracht und kann so die diskursive Ordnung berei-
chern, ohne sie zu sprengen.
4. Selektivität
Doch wo liegt dann noch die Selektivität einer dis-
kursiven Ordnung, die so offenkundig versucht, alle
Äußerungsoptionen zu vereinnahmen? Man könnte
in der Tat auf die Idee kommen, Selektivität sei ge-
radezu die Antithese der Reformkommunikation in
den neunziger Jahren. In ihrer generalisierenden In-
klusivität hinsichtlich von Reformansprüchen und
Steuerungsdesideraten scheint sie vordergründig ei-
ne Art postmoderner Beliebigkeit zu manifestieren.
Charles Fox möchte in diesem Sinne bereits dem
Buch von Osborne und Gaebler (1993) eine post-
moderne Erzählform nachweisen (Fox 1996; vgl.
auch Fox/Miller 1995). Dessen ungeachtet liegt in
der Aufrechterhaltung der thematischen Einheit des
Reformdiskurses und gerade in seiner diskursiven
Selbstgenügsamkeit ein selektives Moment, das be-
stimmte Thematisierungschancen bezüglich der An-
sprüche und Wirklichkeiten des Verwaltens bis heu-
te systematisch verdeckt hat. Das folgende Beispiel
für die Thematisierungsgrenzen des Reformdiskur-
ses der neunziger Jahre macht diese diskursive Se-
lektivität im Auftreten von Sozialwissenschaftlern
sichtbar, also genau dort, wo sich gleichzeitig die
besten Beispiele für die Inklusivität der Reform-
kommunikation finden.
Im Gegensatz zu einigen bemerkenswerten For-
schungsentwicklungen im Ausland nehmen die
Themen des „management by accounting“ im öf-
fentlichen Sektor (z.B. McSweeney 1994) und die
damit einhergehende Verankerung evaluativer
Messmethoden in Verwaltungsorganisationen (z.B.
Bouckaert 1995) im deutschsprachigen Diskurs
auffällig marginale Positionen ein. Prinzipiell könn-
te die Reformkommunikation hier sehr umfangrei-
ches Gesprächsmaterial aus Arbeiten mit einer fi-
nanzwirtschaftlichen und rechnungstechnischen
Ausrichtung aufarbeiten. In entsprechend speziali-
sierten wissenschaftlichen Fachdiskursen hat man
sich schon seit mindestens einem Jahrhundert mit
den Eigenarten öffentlicher und privatwirtschaftli-
cher Rechnungstechniken sowie ihrer Transfertaug-
lichkeit befasst (vgl. Mergen 1995: 10, Fuchs 1987:
64). Solche Diskurse blieben zumeist auf kleine
Spezialistenkreise begrenzt (vgl. Lüder 1991: 15),
resultierten gleichwohl recht häufig in einem tat-
sächlichen Transfer von extern entwickelten Orga-
nisationstechniken in die Verwaltungspraxis (Bu-
däus 1998: 5f.).
Die besondere Prominenz von Rechnungstechniken
in Reformprojekten, wie sie der Reformdiskurs
selbst ausdrücklich diagnostiziert, wurde hier be-
reits erwähnt. In den Bereichen der Rechentechnik,
der Produktion und Verteilung von Zahlen in Ver-
waltungsorganisationen deuten sich wohl unbe-
streitbar umfassende Änderungen von Verwaltungs-
kommunikation an – allerdings: ohne dass dies bis
heute von deutschen Sozialwissenschaftlern nen-
nenswert registriert wird. Dies ist erstens deshalb
erstaunlich, weil hier exklusive Kompetenzansprü-
che betriebswirtschaftlicher Organisationstech-
niken relativ unverdünnt auftreten, etwa wenn
Reichard formuliert: „Für (politische) Entschei-
dungsträger sind vor allem die Stückkosten eine
wichtige Information (z.B. Kosten pro Studien-
platz, pro Theaterbesucher, pro Strafgefangenen
usw.), auf deren Basis erst sinnvoll politische Ent-
scheidungen getroffen werden können“ (Reichard
1987: 322, Klammern im Original, Hervorhebung:
H.V.). Zweitens ist es schwer vorstellbar, dass Sozi-
alwissenschaftler in ihrer Beteiligung an universitä-
rer Verwaltungskommunikation von den Folgen
eines expansiven Management nach Zahlen ver-
schont bleiben. Konfrontiert mit den Prämissen ei-
ner „leistungsbezogenen Hochschulfinanzierung“
(Brinckmann 1998: 158), sehen sich Universitäten
vielerorts gezwungen, verstärkt Kosten- und Leis-
tungsdaten zu generieren, die dann in den Hoch-
schulgremien bei der internen Finanzmittelvertei-
lung dankbare Abnehmer, aber auch undankbare
Quantifizierungsopfer finden. Man braucht dabei
gar nicht an schon vordergründig brisante Kenn-
zahlen wie etwa Kosten pro Studienplatz denken,
denn auch wenn scheinbar harmlos oder gar bizarr
anmutende Zahlenkonstrukte wie m2 pro Student
Verwendung finden (vgl. Ambrosy 1996: 240,
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Brüggemeier 1998: 102f.), werden sich Vertreter so-
zialwissenschaftlicher Fakultäten nur allzu schnell
mit dem immensen Folgenpotenzial einer verwal-
tungsinternen Kommunikation vermeintlich neu-
traler Rechnungsdaten konfrontiert sehen.
Dabei gibt es durchaus eine Reihe fachkompatibler
Ressourcen für die Herstellung eines umfassenderen
soziologischen Verständnisses der Erzeugung und
Weiterverarbeitung von Rechnungsdaten in Verwal-
tungskommunikationen. Beispielsweise ließe sich
auf Arbeiten der sozialwissenschaftlichen Wissen-
schafts- und Technikforschung zurückgreifen (z.B.
Porter 1995) und vor allem auf den insbesondere in
Großbritannien intensiv geführten interdisziplinä-
ren Accouting-Diskurs (z.B. Hopwood/Miller
1994; vgl. Vollmer 2002). Zu fragen wäre dann
nicht nur nach den sozialen Folgen des verwal-
tungsinternen Einsatzes von Rechnungstechniken,
sondern auch nach der sozialen Spezifizität ihres
technischen Kerns. Wenn Betriebswirte beteuern,
„betriebswirtschaftliche Rationalität“ solle „politi-
sche Rationalität“ nicht ersetzen, sondern lediglich
Informationen zusammentragen, deren Bewertung
der Politik überlassen bliebe (Brüggemeier 1998:
110), wird man aus soziologischer Sicht darauf be-
stehen wollen, dass gerade die Unterscheidung zwi-
schen bloßer Information und ihrer Bewertung alles
andere als selbstgängig ist. Deswegen sind schon
die Unterscheidungen zwischen deskriptiver und
normativer Indikatorennutzung, die sich im Re-
formdiskurs eingebürgert haben (z.B. Nullmeier
1998: 342), analytisch unbefriedigend, denn
schließlich ist die Darstellung von Datennutzung
als „bloß“ deskriptiv bereits eine strategische Res-
source.15 Wenn Brüggemeier ausführt, die Control-
linginstitutionen im Neuen Steuerungsmodell seien
„als formal institutionalisierte Maklermacht zu
deuten, die an einen ‚betriebswirtschaftlichen Ex-
pertenstatus‘ gekoppelt“ sei (Brüggemeier 1998:
273, Anführungszeichen im Original), dann kommt
das den Befürchtungen, die viele Sozialwissen-
schaftler mit der wachsenden Verwaltungspro-
minenz betriebswirtschaftlicher Expertenschaften
verbinden, schon sehr nahe (vgl. auch Göbel 1999:
219ff.).
Die Selektivität des deutschen Reformdiskurses zeigt
sich hier in der inhaltlichen Vernachlässigung von
Rechnungs- und Quantifizierungsprojekten als un-
bestrittenem Schwerpunkt der Verwaltungsreformen
der neunziger Jahre. Betriebswirtschaftler können
damit vielleicht besser leben als Sozialwissenschaft-
ler, denn nur für letztere verdeckt die dominierende
Thematisierungstypik eine disziplinäre Kompe-
tenzlücke in der Beobachtung von Verwaltungs-
kommunikation. Die Artikulation sozialwissen-
schaftlicher Verwaltungskompetenzen bleibt auf
Reformdesiderate (Partizipation usw.) und auf
relativ abstrakte Steuerungsfragen begrenzt. Die dis-
kursive Normalität des Reformdiskurses weist Sozi-
alwissenschaftlern primär die Rolle von Anspruchs-
mahnern zu und hält sie damit fern vom technischen
Kern der überwiegenden Mehrzahl der Reformpro-
jekte. Die Prominenz von Rechnungsfragen in der
Verwaltungskommunikation als Reformdefizit und
nicht als untersuchenswertes Reformphänomen zu
behandeln, dies entspricht der Selektivität des Re-
formdiskurses in seiner Inanspruchnahme von Ver-
waltungswirklichkeit, die den am Reformdiskurs be-
teiligten Sozialwissenschaftlern systematisch den
Blick auf ein zentrales und soziologisch überaus un-
tersuchenswertes Merkmal von Verwaltungsrefor-
men der neunziger Jahre verstellt hat.
Dies verdeutlicht auf der inhaltlichen Ebene, dass
mit der Operationalisierung von Anspruchs- und
Wirklichkeitskontingenzen in der Reformkom-
munikation, die deren Anschlussfähigkeit steigert
und sie von Restriktionen entkoppelt, gleichzeitig
eine diskursive Ordnung des Reformdiskurses ent-
steht, die kommunikative Aufmerksamkeiten selek-
tiv verteilt und damit ihrerseits restringiert.
5. Fazit und Ausblick:
Reformkommunikation und Soziologie
Der Reformdiskurs der neunziger Jahre gestaltet
seine thematische Einheit anhand der Unterschei-
dung von Ansprüchen des Verwaltens von einer
nicht hinreichend anspruchskonformen Verwal-
tungswirklichkeit. Zunächst möchte er seine Re-
formansprüche an Verwaltungskommunikation an-
schließen. Im Prozess der Ausdifferenzierung seiner
diskursiven Ordnung generalisiert er die Reform-
ansprüche (Operationalisierung von Anspruchs-
kontingenz) und steigert die Selektivität seines
Bezuges auf Verwaltungswirklichkeit (Operatio-
nalisierung von Wirklichkeitskontingenz). Damit
entkoppeln sich Reformkommunikation und Ver-
waltungskommunikation. Die Genese des Verwal-
tungsmanagements als generalisierter Steuerungs-
kompetenz erklärt sich aus dem Wechselspiel dieser
Ausdifferenzierung des Reformdiskurses mit der
Artikulation von Organisationskompetenzen durch
Sozialwissenschaftler und Betriebswirte.
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15 Als Beispiel für den strategischen Einsatz vermeintlich
apolitischer Daten denke man nur an Tarifverhandlungen,
vgl. McBarnet et al. 1993.
Mit der Beobachtung einer Entkopplung von Re-
form- und Verwaltungskommunikation ist keines-
falls behauptet, dass eine Vermarktung von Organi-
sationskompetenzen durch Managementkonzepte
in der Regel „praxisfern“ erfolge. Zwar wird man
vermuten dürfen, dass sich Abhandlungen über Ver-
waltungsmanagement relativ empiriefrei produzie-
ren lassen, doch befriedigen sie gleichwohl eine
tatsächliche Nachfrage seitens der Verwaltungs-
kommunikation. Diese bedarf im Kontext von Re-
formprojekten legitimierender Konzepte, die den
Eindruck betroffenheitsferner Rationalisierung ver-
meiden helfen. Anspruchsgeneralisierte Manage-
mentkonzepte ermöglichen dies, können ein Min-
destmaß an Technizitätsanschein vermitteln und
zur Aufrechterhaltung des Steuerungswillens beitra-
gen. Die Entkopplung der Reformkommunikation,
die diese Managementkonzepte produziert, von der
Verwaltungswirklichkeit, auf die sie sich beziehen
möchte, ist damit aus verwaltungspraktischer Sicht,
wie es John Meyer treffend formuliert, „not neces-
sarily highly problematic“ (Meyer 1996: 252).
Der Trend scheint weiterhin in Richtung der Gene-
ralisierung von Reform- und Steuerungsdesideraten
sowie ihrer Bündelung in Managementkonzepten
voranzuschreiten (vgl. Naschold 1999a: 14f.). Der
Status sozialwissenschaftlicher Organisationskom-
petenzen in ihrer Teilhabe an Verwaltungskom-
munikation scheint somit auf absehbare Zeit gesi-
chert. Vielleicht wird man die geschilderte
Entwicklung aus normativer Sicht dann nicht nur
negativ einschätzen wollen. Schließlich mag man
die verwaltungspraktischen Effekte eines Einsatzes
sozialwissenschaftlicher Expertise in konkreten Re-
formversuchen durchaus positiv bewerten, etwa
wenn diese sich in Partizipationsprojekten nieder-
schlägt. Allerdings bleibt gerade dort die Frage, ob
die Hoffnungen, die an eine Verwaltungsreform
durch möglichst breite Betroffenenpartizipation ge-
knüpft werden (z.B. Stöbe 1995: 134), an etwas an-
deres anknüpfen können als den Glauben an eine
„Demokratisierung der Verwaltung nach innen“
(Damkowski/Precht 1995: 276). Vielleicht sollte
man sich die Erkenntnisse des Sozialverträglich-
keitsdiskurses ins Gedächtnis rufen, die Skepsis
nahe legen sowohl bezüglich der Rationalitäts- als
auch der Pazifizierungschancen derartiger Partizi-
pationsprogramme (vgl. Wiesenthal 1990).
Insgesamt stimmt die Ordnungsleistung des Re-
formdiskurses, theoretische Unverbindlichkeit und
hohe Selektivität des Außenbezuges in sich zu ver-
einen, aus wissenschaftlicher Sicht im Allgemeinen
und aus soziologischer Sicht im Besonderen wenig
euphorisch. Die Unterscheidung von Ansprüchen
und Wirklichkeiten erweist sich als äußerst produk-
tive Ordnungsprämisse für die Ausdifferenzierung
von Reformkommunikation, erscheint aber glei-
chermaßen als fragwürdige Orientierung für wis-
senschaftliche Kommunikation. Denn für soziologi-
sche Kommunikation wird man sich insgesamt eine
ungleich höhere Fähigkeit zur Irritation durch ihren
Gegenstandsbereich erhoffen, als sich dies von der
Reformkommunikation im Diskurs der neunziger
Jahre behaupten lässt. Dass der Reformdiskurs bis
heute verwaltungssoziologisch weitgehend folgen-
los blieb, ist demnach wenig überraschend.
Damit verbunden ist die grundsätzlichere Frage, ob
die Produktion soziologischen Wissens nicht ihrer-
seits stärker von einer antizipierten Verwertung auf
Beratungsmärkten zu entkoppeln wäre (vgl. Luh-
mann 2000: 473f.). Wenn sich der hier untersuchte
Reformdiskurs als Paradefall diskursiver Ordnung
von Reformkommunikation schlechthin herausstel-
len sollte, dann scheint diese eine ganz andere Form
von Selektivität hervorzubringen, als man sie sich
für wissenschaftliche Kommunikation wünschen
wird. Wenn sich die Soziologie die Fähigkeit be-
wahren möchte, von ihrem Gegenstandsbereich
substanziell irritiert zu werden, dann wird sie Re-
formkommunikation womöglich wesentlich kon-
sequenter als bisher von soziologischer Kommuni-
kation – auch von solcher über Reformen und
Reformdiskurse – distanzieren müssen. Es fehlt frei-
lich bislang eine Art Reformsoziologie, die es er-
möglichen könnte, eine solche Distanz systematisch
einzuhalten.
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Summary: In regard to the discourse of administrative reform in the 1990's many social scientists specializing in public
administration, indicated their jurisdiction was being threatened by economic experts. The present study refrains from
recreating the associated images of public administrations as contaminated by aspirations of an external reform discour-
se, but instead analyzes this discourse in order to identify systematic characteristics of reform communication. The re-
current distinction between ambitions and realities in public administration is revealed to be the central organizing ele-
ment. Analyzing published reform communication, including criticism of reform, the discourse of administrative reform
is shown to operationalize the distinction between administrative ambitions and realities in establishing discursive order
and defending it against deconstruction. As a result, reform communication within the discourse of the 1990's has be-
come uncoupled from administrative communication, and opportunities for social scientists to build up expertise on
current matters of administrative reform have been systematically neglected. In turn, it is suggested, sociological com-
munication should be more thoroughly decoupled from reform communication.
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